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Beschlussvorlage
Gemeinde Bad Kleinen

Federführend:
Bauamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Einreicher:

VO/GV08/2019-2123
öffentlich

01.04.2019

Satzung über die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14A der 
Gemeinde Bad Kleinen für das Gebiet "Gallentin-Süd" 
Aufstellungs-, Entwurfs- und Auslegungsbeschluss
Beratungsfolge:
Beratung Ö / N Datum Gremium

Ö 03.04.2019 Ausschuss für Bau-, Verkehrsangelegenheiten und Umwelt Bad Kleinen
Ö 08.05.2019 Gemeindevertretung Bad Kleinen

1. Beschlussvorschlag:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Bad Kleinen fasst den Beschluss über 
Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14A für den Bereich         
„Gallentin-Süd“ im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB. 
Das Plangebiet der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14A für das                                
Gebiet „Gallentin-Süd“ wird wie folgt begrenzt:

- im Norden und Nordosten: durch das Ferienlager „Ulis Kinderland“, 
- im Osten: durch Wiesen- und Hochstaudenfluren, 
- im Süden und Südwesten: durch die Straße „Am See“,
- im Westen: durch die rückwärtigen Grundstücke der bebauten 

Grundstücke Alte Dorfstraße Nr. 13 – Nr. 27.

2. Die Planungsziele der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14A bestehen in 
Folgendem:
- Änderung der Ferienhausgebiete und der Sondergebiete Beherbergung und 

Infrastruktur in allgemeine Wohngebiete, 
- Anpassung der Anforderungen für Garagen und Stellplätze. 

3. Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten 
Verfahren nach § 13a BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB aufgestellt. Hierauf ist in der ortsüblichen Bekanntmachung des Aufstellungs-
beschlusses hinzuweisen.

4. Der Beschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB ortsüblich bekannt zu machen. Bei 
der Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist darauf hinzuweisen, dass der 
Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB ohne Durchführung 
einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt werden soll und wo sich die 
Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen 
Auswirkungen der Planung unterrichten kann und dass sich die Öffentlichkeit innerhalb 
einer bestimmten Frist zur Planung äußern kann. 

5. Von der frühzeitigen Unterrichtung und der Erörterung nach § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 
Abs. 1 BauGB wird i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB abgesehen.

6. Der Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14A der Gemeinde Bad Kleinen 
für den Bereich „Gallentin Süd“ bestehend aus der Planzeichnung (Teil A), dem Text (Teil 
B) mit den örtlichen Bauvorschriften und die zugehörige Begründung werden gebilligt und 
zur öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB bestimmt.
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7. Der Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14A, bestehend aus der 
Planzeichnung (Teil A), dem Text (Teil B) mit den örtlichen Bauvorschriften, und die 
zugehörige Begründung sind gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auf die Dauer eines 
Monats, mindestens jedoch auf die Dauer von 30 Tagen auszulegen und die Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind über die Auslegung zu benachrichtigen.

8. Die berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind nach § 13 Abs. 3 
BauGB am Planverfahren zu beteiligen.

9. Die Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB sind nicht zu beteiligen.

10. Die öffentliche Auslegung ist gemäß § 3 Abs. 2 BauGB ortsüblich bekannt zu machen. Es 
ist darauf hinzuweisen, dass die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14A im 
beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB aufgestellt wird.

11. Es ist darauf hinzuweisen, dass nicht fristgemäß abgegebene Stellungnahmen bei der 
Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können, sofern die 
Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für 
die Rechtmäßigkeit des Bebauungsplanes nicht von Bedeutung ist. 

Sachverhalt:
Die Gemeinde Bad Kleinen verfügt über die rechtskräftige Satzung über den Bebauungsplan 
Nr. 14A bzw. über die Satzung über 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14A für das 
Gebiet. Die Rechtskraft besteht seit 20. Juli 2016. Der Bereich des Bebauungsplanes 
befindet sich südlich in der Ortslage Gallentin unmittelbar am „Schweriner See“. Dies ist auf 
dem Übersichtsplan ersichtlich. 

Der Bebauungsplan/der rechtskräftige Bebauungsplan ist mit Baugebieten für 
„Sondergebiete für Ferienhäuser“ und für „Sondergebiete Beherbergung und Infrastruktur“ 
festgesetzt. Auf Anlass des Vorhabenträgers hat sich die Gemeinde erneut mit dem Plan 
beschäftigt. Der Antrag des Vorhabenträgers vom 16.11.2018 begründet die Zielsetzung für 
die Änderung. Aufgrund der nicht Umsetzbarkeit der Ferienhäuser und Ferienwohnungen in 
diesem Bereich und der Notwendigkeit zur Bereitstellung von Wohnraum in der Gemeinde 
wurde beantragt, den Bereich in ein „Allgemeines Wohngebiet“ zu ändern. Dies würde sich 
positiv auf die Entwicklung der Ortslage auswirken, eine bessere Nutzung der vorhandenen 
Infrastruktur bedeuten. Im gleichen Zuge ist erkennbar, dass die vorhandene 
Fremdenverkehrsinfrastruktur nicht geeignet ist, die Ferienhäuser umzusetzen, zu realisieren 
und zu entwickeln. Da die Grundstücke vorbereitet sind für eine Bebauung, sollen die auch 
entsprechend entwickelt werden. Aus Sicht von Vorhabenträger und nach Überprüfung durch 
die Gemeinde ist die Realisierung eines Wohngebietes geeignet das Vorhaben umzusetzen. 

Die vorhandene Verkehrsinfrastruktur und die vorhandenen Ver- und Entsorgungsanlagen 
können genutzt werden. Es bleibt bei den festgesetzten Privatstraßen innerhalb des 
Gebietes. Die Zufahrt zum See ist weiterhin öffentlich. 

An den Festsetzungen zur Ausnutzung ändert sich nichts. Im Grunde ist das Ziel, anstelle 
der Sondergebiete „Allgemeine Wohngebiete“ mit dem dafür vorgesehenen Nutzungskatalog 
festzusetzen. Ebenso ist beabsichtigt, die Festsetzungen zu Garagen und Nebengebäuden 
dem tatsächlichen Erfordernis des Wohngebietes anzupassen. Hierbei wird eine 
Beschränkung der Zahl der Wohnungen für die zukünftig zu erwartenden Gebäude 
vorgesehen. Für die bereits vorhandenen Gebäude wird auf eine Regelung zur Zahl der 
Wohnungen verzichtet. 
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Es handelt sich um einen rechtskräftigen Bebauungsplan, der im Verfahren nach § 13a 
BauGB aufgestellt wurde. Das Verfahren für die Aufstellung der 2. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 14A der Gemeinde Bad Kleinen wird als Verfahren der 
Innenentwicklung nach § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB durchgeführt. Eine Voraussetzung für die 
Anwendung dieses Verfahrens ist, dass keine Beeinträchtigung der NATURA 2000-
Schutzgebietskulisse erfolgt. Änderungen der Planung, die andere Auswirkungen auf die 
Schutzziele der Natura-2000-Gebiete als mit dem rechtskräftigen Bebauungsplan                
1. Änderung Nr. 14A haben, sind mit der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14A der 
Gemeinde Bad Kleinen nicht vorgesehen. Die Änderung der Nutzung von Feriennutzung in 
Wohnnutzung wird entsprechend mit einer Plausibilitätserklärung gewürdigt. 

Mit der vorliegenden 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14A wird nicht die Zulässigkeit 
eines Vorhabens begründet, welches einer Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
oder nach Landesrecht unterliegt. Änderungen des Bebauungsplanes, die zu einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung führen würden, sind nicht vorgesehen.  
 
Ausgleichs- und Ersatzanforderungen werden durch die vorliegende 2. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 14A der Gemeinde Bad Kleinen nicht berührt. Ein Umweltbericht ist 
gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB nicht erforderlich. 

Die Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan der Gemeinde Bad Kleinen ist nicht 
gegeben. Somit ist eine Berichtigung des Flächennutzungsplanes vorzunehmen. Der 
Flächennutzungsplan ist im Wege der Berichtigung anzupassen. 

Anlage/n:
zu ändernde Planzeichnung (Teil A)
Teil B – Text mit Kennzeichnung der Änderungen
Teil B – Text geändert 
Darlegung der Änderungen  

Abstimmungsergebnis:

Gesetzliche Anzahl der Mitglieder des Gremiums
Davon besetzte Mandate
Davon anwesend
Davon Ja- Stimmen
Davon Nein- Stimmen
Davon Stimmenthaltungen
Davon Befangenheit nach § 24 KV M-V
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TEIL B – TEXT 
ZUR SATZUNG ÜBER DIE 2. ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR. 14 A 
DER GEMEINDE BAD KLEINEN „FÜR DAS GEBIET GALLENTIN-SÜD“ IM 
VERFAHREN NACH § 13a BAUGB  

 

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  
  

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 
ALLGEMEINE WOHNGEBIETE  
(§ 4 BauNVO, § 1 Abs. 5, 6 und 9 BauNVO) 

 
1.1 In den festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind allgemein zulässig: 

- Wohngebäude  
- die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und 

Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe, 
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

 
1.2 In den festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten können Räume oder Gebäude, die 

einem ständig wechselnden Kreis von Gästen gegen Entgelt vorübergehend zur 
Unterkunft zur Verfügung gestellt werden und die zur Begründung einer eigenen 
Häuslichkeit geeignet und bestimmt sind (Ferienwohnungen im Sinne des § 13a 
BauNVO) ausnahmsweise zugelassen werden.  
 

1.3 In den Allgemeinen Wohngebieten sind die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 
nach § 4 Abs. 3 BauNVO 
- Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 
gemäß § 1 Abs. 6 Ziffer 1 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und somit 
ausgeschlossen. 

 

2. MAß DER BAULICHEN NUTZUNG 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 bis 21a BauNVO) 
 
Höhe der baulichen Anlagen 
 

2.1 Die zulässige Höhe baulicher Anlagen wird durch die Festsetzung der maximalen 
Traufhöhe (THmax) und der maximalen Firsthöhe (FHmax) bestimmt. 
 

2.2 Die Traufhöhe ist das Maß zwischen Oberkante Erdgeschossfußboden (Rohfußboden) 
und dem Schnittpunkt der Außenseite der Außenwand mit der Dachhaut. Die 
festgesetzte Traufhöhe gilt nicht für Traufen von Dachaufbauten und -einschnitten 
sowie für Nebengiebel und Krüppelwalm bei Hauptgebäuden. 
 

2.3. Die Firsthöhe ist das Maß zwischen Oberkante Erdgeschossfußboden (Rohfußboden) 
und dem obersten Abschluss der Dachhaut (First), also dem Schnittpunkt der 
Dachaußenhautflächen.  
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2.4 Für die festgesetzten Trauf- und Firsthöhen gilt als unterer Bezugspunkt die Oberkante 
des Erdgeschossfußbodens (Rohfußboden). 

 

3. HÖHENLAGE 
(§ 9 Abs. 3 BauGB) 

 
Die konstruktive Sockelhöhe - in Höhe Erdgeschoßrohfußboden - darf maximal 0,30 m 
über dem Bezugspunkt liegen. Das Maß der Sockelhöhe bezieht sich auf den 
vertikalen Abstand zwischen der Oberkante des Erdgeschossrohfußbodens und dem 
Bezugspunkt. In allen Baugebieten darf der Erdgeschoßrohfußboden jedoch auch 
nicht unter dem Bezugspunkt liegen.  
Als Bezugspunkt gilt die mittlere Höhe des anstehenden Geländes, des für die 
Überbauung festgesetzten Grundstücksteils (gemäß natürlichem Gelände in der 
Kartengrundlage des Bebauungsplanes). Falls ein Geländeabtrag gemäß Festsetzung 
I.8 vorgenommen wurde, ist als unterer Bezugspunkt die neue Geländesituation 
maßgebend. Falls ein Geländeauftrag gemäß Festsetzung I.8 erfolgt ist, ist als unterer 
Bezugspunkt die neue Geländesituation maßgebend. 

 

4.  BAUWEISE 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

 
Für die Flächen im Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes ist sämtlich 
die offene Bauweise zulässig.  
 

5.  ZAHL DER WOHNUNGEN 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

 
Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen wird innerhalb der WA-Gebiete 1 und 2 (für 
die ursprünglichen FH-Gebiete, nicht für die Gebiete für Beherbergung und 
Infrastruktur, für diese gilt die Begrenzung nicht) je Einzelhaus mit einer Wohnung 
festgesetzt. 
 

6. NEBENANLAGEN, GARAGEN UND STELLPLÄTZE  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, §§ 12 und 14 BauNVO, § 23 Abs. 5 BauNVO) 

 
6.1 Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO sind im Geltungsbereich der 1. Änderung 

des Bebauungsplanes zwischen straßenseitiger Baugrenze und nächstgelegener 
Straßenbegrenzungslinie bzw. nächstgelegener Erschließungsfläche unzulässig. 
Anlagen für Abfallbehälter sind von diesen Festsetzungen ausgenommen. 

 
6.2 In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 (in den ursprünglichen FH-

Gebieten, nicht in den Gebieten für Beherbergung und Infrastruktur, für diese gilt die 
Begrenzung nicht) ist je Baugrundstück ein Nebengebäude mit einer Grundfläche von 
höchstens 15 m² und einer Gesamthöhe von nicht mehr als 3,00 m zulässig.  

 
6.3 Stellplätze gemäß 12 BauNVO sind im Geltungsbereich der 1. Änderung des 

Bebauungsplanes zwischen straßenseitiger Baugrenze und nächstgelegener 
Straßenbegrenzungslinie bzw. nächstgelegener Erschließungsfläche unzulässig. 
Überdachte Stellplätze und Garagen gemäß § 12 BauNVO sind zulässig. 
 

6.4 In dem Gebiet sind Garagen auf den dafür festgesetzten Flächen für die zugeordneten 
Baugrundstücke zulässig. 
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7. VON DER BEBAUUNG FREIZUHALTENDE FLÄCHEN  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 
 
Innerhalb der von Bebauung freizuhaltenden Sichtflächen (S) sind Sichtbehinderungen 
mit einer Höhe von mehr als 0,70 m über der Fahrbahnhöhe unzulässig. Zulässig sind 
einzelne hochstämmige Bäume mit einer Kronenansatzhöhe über 2,50 m. Bei kleinen 
Sichtflächen entfällt die Randsignatur. 
 

8. FLÄCHEN FÜR AUFSCHÜTTUNGEN UND ABGRABUNGEN 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB) 
 

8.1 Die festgesetzte Fläche für Aufschüttungen mit der Zweckbestimmung 
„Aufschüttungsfläche“ ist mit einer mindestens 0,30 m starken Bodenschicht 
anzudecken, die als Vegetationsschicht geeignet ist. Die Aufschüttungen sind bis zu 
einer maximalen Höhe von 0,35 m gemäß natürlichem Gelände in der Kartengrundlage 
des Bebauungsplanes zulässig. 

 
8.2 Innerhalb der festgesetzten Fläche für Abgrabungen mit der Zweckbestimmung 

„Abgrabungsfläche“ sind Abgrabungen zum Zwecke der Bodenmodellierung zur 
Herstellung der Bebaubarkeit der Grundstücke bis zu einer Tiefe von maximal 3,00 m 
gemäß natürlichem Gelände in der Kartengrundlage des Bebauungsplanes zulässig. 

 

9. AUFSCHIEBEND BEDINGTES BAURECHT 
(§ 9 Abs. 2 BauGB) 

 
Innerhalb des Geltungsbereiches der 1. Änderung des Bebauungsplanes sind 
sämtliche hochbaulichen Maßnahmen erst zulässig, wenn die Entsorgung des 
anfallenden Oberflächenwassers i.V.m. der Sanierung des Gewässers II. Ordnung Nr. 
29 gesichert ist.  

 
 

II. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN ÜBER DIE ÄUßERE GESTALTUNG BAULICHER 
ANLAGEN 

 (§ 9 Abs. 4 BauGB und § 86 LBauO M-V) 
 

1. Innerhalb des Geltungsbereiches der 1. Änderung des Bebauungsplanes sind nur 
symmetrische Sattel-, Walm- oder Krüppelwalmdächer für die Hauptgebäude zulässig.  

 
2. Die Dacheindeckungen sind in den Farbtönen rot bis rotbraun und in den Farbtönen 

grau bis schwarzgrau zulässig.  
 
3. Die Gesamtbreite aller Gauben darf 25 % der jeweiligen Trauflänge nicht 

überschreiten. Zu den Ortgängen ist ein Mindestabstand von 1,50 m einzuhalten. 
Unterschiedliche Formen von Gauben auf einer Dachfläche sind unzulässig. 

 
4. Liegende Dachfenster sind nur auf den der jeweiligen Erschließungsstraße 

abgewandten Gebäudeseite zulässig.  
 
5. Glasbausteine dürfen an Außenwänden, die zur öffentlichen bzw. privaten Straße/ 

Erschließungsfläche gerichtet sind, nicht verwendet werden. 
 
6. Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. Werbeträger dürfen die 

Gliederung einer Fassade nicht überschneiden und Fenster bzw. andere Details nicht 
verdecken. Werbeanlagen sind an Gebäuden in Form von Schildern in einer Größe 
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von maximal 0,30 m x 0,60 m erlaubt, sofern ein Zusammenhang mit der 
Grundstücksnutzung besteht. Freistehende Werbeanlagen in einer maximalen Größe 
von 2,00 m² sind nur als Informations- bzw. Orientierungstafel zulässig. 

 
7. Einfriedungen sind zur öffentlichen Straße bzw. zu sonstigen Erschließungsflächen als 

Hecke mit einer maximalen Höhe von 1,20 m, bezogen auf die Fahrbahnhöhe der 
zugehörigen Erschließungsfläche, auch in Verbindung mit einem Maschendrahtzaun 
sowie als Zäune mit senkrechter Lattung, Natursteinmauern und als Zäune mit 
gemauerten Pfeilern und Feldern mit Lattung zulässig. 

 
8. Als Befestigungsarten für die verkehrsberuhigten Bereiche, die Stellplätze und die 

Gehwege sind kleinteilige Baustoffe, wie Natursteinpflaster, Betonpflaster oder 
Pflasterklinker zu verwenden. Zulässig ist auch die Herstellung wassergebundener 
Decken. 

 
9. Innerhalb des Gebietes ist je Wohnung mindestens ein Stellplatz zu errichten. 
 
10. Innerhalb des Geltungsbereiches der 1. Änderung des Bebauungsplanes sind 

Abfallbehälter auf dem eigenen Grundstück oder innerhalb der dafür festgesetzten 
Flächen unterzubringen. Die Standorte für Abfallbehälter sind gärtnerisch einzubinden. 
Standplätze für bewegliche Abfallbehälter sind im Vorgartenbereich nur zulässig, wenn 
sie zur Verkehrsfläche optisch abgeschirmt sind. 

 
11. Das Anbringen von Satellitenantennen an Bäumen ist unzulässig.   
 
12. Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die gestalterischen Festsetzungen unter II. 

verstößt, handelt ordnungswidrig im Sinne des § 84 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V und kann 
mit Bußgeld geahndet werden. Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 84 Abs. 3 
LBauO M-V mit einer Geldbuße geahndet werden kann.   

 
 
III. MAßNAHMEN UND FLÄCHEN FÜR MAßNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE 

UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT,  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25a und Nr. 25b BauGB, § 9 Abs. 1a BauGB i.V.m. § 1a 
Abs. 3 BauGB) 

 
1. MAßNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON 

BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
 

1.1 Maßnahmen zum Artenschutz für Brutvögel 
Zum Schutz potentiell vorkommender, besonders geschützter Arten während der Brut- 
und Aufzuchtzeit, ist der Beginn der Bautätigkeiten (Beseitigung der obersten 
Vegetationsschicht) nur außerhalb der Brutzeit, im Zeitraum zwischen dem 1. Oktober 
und dem letzten Tag im Februar zulässig.  
Ein Beginn der Bautätigkeiten außerhalb dieser Zeit bedarf gesonderter Nachweise, 
dass die Artenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 44 des 
Bundesnaturschutzgesetzes eingehalten werden.  
Dieser Nachweis, dass keine besonders geschützten Brutvögel vorkommen bzw. 
erheblich beeinträchtigt werden, ist durch den Bauherren/ Vorhabenträger der 
zuständigen Behörde rechtzeitig vor Beginn der Baumaßnahmen vorzulegen. 
Alternativ ist eine ökologische Baubegleitung erforderlich. 
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1.2 Maßnahmen zum Artenschutz für Reptilien 
Mit den Bautätigkeiten darf erst begonnen werden, wenn durch den Bauherren/ 
Vorhabenträger Nachweise erbracht wurden, dass die Artenschutzrechtlichen 
Bestimmungen des § 44 des Bundesnaturschutzgesetzes eingehalten werden. Der 
Nachweis, dass keine Zauneidechsen bzw. Schlingnattern vorkommen bzw. nicht 
erheblich beeinträchtigt werden, ist durch den Bauherren bzw. Vorhabenträger der 
zuständigen Behörde rechtzeitig vor Beginn von Baumaßnahmen vorzulegen. 

Wenn ein Vorkommen von Zauneidechse bzw. Schlingnatter nach Prüfung der Fläche 
vor Baubeginn durch den Vorhabenträger nicht vollständig ausgeschlossen werden 
kann, wird die nachfolgende Maßnahme auf den betroffenen Flächen empfohlen: Die 
Zauneidechsen/Schlingnattern können durch Mahd vergrämt werden. Die Vergrämung 
hat innerhalb der Aktivitätszeit, jedoch außerhalb der Fortpflanzungszeit, zu erfolgen. 
Die Flächen sind anschließend durch eine wöchentliche Mahd bis zum Baubeginn kurz 
zu halten. Strukturen, die als potenzielle Verstecke dienen können, sind auf allen Bau- 
und zugehörigen Bewegungsflächen weitestgehend zu entfernen. Alternativ ist eine 
ökologische Baubegleitung erforderlich. 
 
Zum Schutz der Reptilien ist bei Erdarbeiten darauf zu achten, dass steile Böschungen 
vermieden bzw. die Gräben und Gruben schnellstmöglich geschlossen und vorher 
eventuell hereingefallene Tiere entfernt werden. 

 
1.3 Maßnahmen zum Schutz des Fischotters 

(Lebensraum: FFH-Gebiet „Schweriner Außensee und angrenzende Wälder und 
Moore“). Zum Schutz des Fischotters ist ein Durchfahrtsverbot in Richtung der beiden 
östlichen Grundstücke der Straße „Am See“ für Nicht-Anlieger auszuweisen. 
Zusätzlich sind Hinweisschilder, eine Geschwindigkeitsbegrenzung zur Dämmerungs- 
und Nachtzeit und ggf. eine Leiteinrichtung zum Schutz des Fischotters einzurichten. 

 
2. FESTSETZUNGEN ZUM ANPFLANZEN VON BÄUMEN UND STRÄUCHERN 

UND BINDUNGEN FÜR DEREN ERHALTUNG 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und 25b BauGB) 

 
2.1 Die Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern sind in einem Pflanz- und 

Reihenabstand von 1,00 m mit heimischen und standortgerechten Gehölzen zu 
bepflanzen und dauernd zu erhalten. 
Bäume 1. Ordnung sind als Hochstamm, 3 x v., Stammumfang 16-18 cm zu 
verwenden. 
Bäume 2. Ordnung sind als Heister, 2 x v., Höhe 175/ 200 cm zu verwenden. 
Sträucher sind 2 x v., Höhe 125/ 150 cm zu verwenden. 

 
2.2  Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gemäß § 9 

Abs. 1 Nr. 25a BauGB mit Sichtschutzfunktion sind an den Terrassenbereichen der 
Gebäude anzuordnen. Die Gehölzauswahl ist nicht an standortheimische Arten 
gebunden. 

 
2.3 Innerhalb des Plangebietes gekennzeichnete Gehölzflächen sind gemäß § 9 Abs. 1 

Nr. 25b BauGB dauernd zu erhalten und zu pflegen. Gehölzausfälle sind 
umgebungstypisch nachzupflanzen. 

 
2.4 Für die Pflanzung von Gehölzen ist auf nachfolgende Gehölzliste zurückzugreifen: 

 
Bäume: Stiel-Eiche (Quercus robur), 

 Esche (Fraxinus excelsior), 
 Hainbuche (Carpinus betulus), 
 Winter-Linde (Tilia cordata), 
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 Feld-Ahorn (Acer campestre), 
 Hänge-Birke (Betula pendula). 
 

Sträucher:  Schlehe (Prunus spinosa), 
 Hasel (Corylus avellana), 
 Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna), 
 Zweigriffliger Weißdorn (Crataegus laevigata), 
 Hunds-Rose (Rosa canina), 
 Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus), 
 Purgier-Kreuzdorn (Rhamnus cathartica), 
 Roter Hartriegel (Cornus sanguinea). 

 

 
IV. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN 

 
1. BODENDENKMALE IM PLANGEBIET 

 
Im Plangebiet ist nach gegenwärtigem Kenntnisstand ein Bodendenkmal bekannt, 
welches durch die geplanten Maßnahmen berührt wird. Hier handelt es sich um ein 
Bodendenkmal, dessen Veränderung oder Beseitigung nach § 7 Gesetz zum Schutz 
und zur Pflege der Denkmale im Lande Mecklenburg-Vorpommern 
(Denkmalschutzgesetz – DSchG M-V) genehmigt werden kann, sofern vor Beginn 
jeglicher Erdarbeiten die fachgerechte Bergung und Dokumentation dieses 
Bodendenkmals sichergestellt ist. Alle durch diese Maßnahmen anfallenden Kosten 
hat der Verursacher des Eingriffs zu tragen (§ 6 Abs. 5 DSchG M-V). Über die in 
Aussicht genommenen Maßnahmen zur Bergung und Dokumentation der 
Bodendenkmale ist das Landesamt für Kultur und Denkmalpflege rechtzeitig vor 
Beginn der Erdarbeiten zu unterrichten. Die zu erteilenden Genehmigungen sind an 
die Einhaltung dieser Bedingung gebunden. 

 
2. VERHALTEN BEI BODENDENKMALFUNDEN 

 
Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt 
werden, ist gemäß § 11 DSchG M-V unverzüglich die zuständige untere 
Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum 
Eintreffen von Mitarbeitern des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege oder 
dessen Vertreter in unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich sind hierfür der 
Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die 
den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang 
der Anzeige, kann jedoch für eine fachgerechte Untersuchung im Rahmen des 
Zumutbaren verlängert werden. 
 

3. GEWÄSSERSCHUTZSTREIFEN 
 
Teile des Plangebietes befinden sich gemäß § 29 Naturschutzausführungsgesetz 
(NatSchAG M-V) innerhalb des 50,00 m breiten Gewässerschutzstreifens des 
Schweriner Sees.  
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V. HINWEISE 
 

1. BODENSCHUTZ/ ALTLASTEN/ ALTLASTENVERDACHTSFLÄCHEN 
 
Für die in der Planzeichnung gekennzeichnete Untersuchungsfläche ist nach 
Verwertung lagernder Schüttgüter eine repräsentative Untersuchung durchzuführen. 
Soweit Prüfwerte nach Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV) überschritten 
werden, ist dieser Boden ordnungsgemäß zu entsorgen.  
 
Der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein 
Grundstück sowie die weiteren in § 4 Abs. 3 und 6 des Bundesbodenschutzgesetzes 
genannten Personen sind verpflichtet konkrete Anhaltspunkte dafür, dass eine 
schädliche Bodenveränderung oder Altlast vorliegt, unverzüglich der zuständigen 
unteren Bodenschutzbehörde mitzuteilen. Diese Pflicht gilt bei Baumaßnahmen, 
Baugrunduntersuchungen oder ähnlichen Einwirkungen auf den Boden und den 
Untergrund zusätzlich für die Bauherren und die von ihnen mit der Durchführung dieser 
Tätigkeiten Beauftragten, Schadensgutachter, Sachverständige und 
Untersuchungsstellen.  
Werden schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne des Bundes-
Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) festgestellt, sind die Grundstückseigentümer in 
Grundlage von § 2 des Gesetzes zum Schutz des Bodens im Land Mecklenburg – 
Vorpommern [Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) M-V] verpflichtet, den unteren 
Bodenschutzbehörden der Landkreise und kreisfreien Städte hierüber Mitteilung zu 
machen.  
 
Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwirkungen, 
welche eine Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderung des Bodens, 
Verlust von Oberboden, Verdichtung oder Erosion hervorrufen können, vermieden 
werden. Bei den Bauarbeiten anfallender Mutterboden/ Oberboden ist gemäß § 202 
BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung und Vergeudung zu 
schützen. 
 

2. ABFALL- UND KREISLAUFWIRTSCHAFT 
 

Sollten während der Erdarbeiten Auffälligkeiten, wie unnatürliche Verfärbungen bzw. 
Gerüche des Bodens auftreten, ist der Landkreis Nordwestmecklenburg als 
zuständige Behörde zu informieren. Der Grundstücksbesitzer ist als Abfallbesitzer 
nach § 15 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) zur ordnungsgemäßen Entsorgung des 
belasteten Bodenaushubs verpflichtet. Es wird weiterhin darauf hingewiesen, dass 
beim Rückbau vorhandener Anlagen darauf zu achten ist, dass weder Boden noch 
Bauschutt von rückzubauenden Gebäuden und Anlagen schadhaft belastet ist. 
 
Alle Maßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass eine 
gemeinwohlverträgliche und geordnete Abfallentsorgung sichergestellt ist. Bauabfälle 
(Bauschutt, Baustellenabfälle, auch aus Abbruch) sind zur Verwertung einer 
zugelassenen Aufbereitungsanlage zuzuführen. Die Verwertung soll bereits auf der 
Baustelle durch Getrennthaltung von mineralischen, metallischen, hölzernen und 
sonstigen Bauabfällen nach Maßgabe des Entsorgers vorbereitet werden. Nicht 
verwertbare bzw. schadstoffverunreinigte Materialien sind zu separieren und durch 
hierfür gesondert zugelassene Unternehmen entsorgen zu lassen. Die 
Abfallentsorgung der Baustelle soll innerhalb von vier Wochen nach Beendigung der 
Bauarbeiten abgeschlossen sein. 
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3. MUNITIONSFUNDE 
 
Munitionsfunde sind nicht auszuschließen. Konkrete und aktuelle Angaben über die 
Kampfmittel (Kampfmittelbelastungsauskunft) für das Plangebiet sind 
gebührenpflichtig beim Munitionsbergungsdienst des Landesamtes für zentrale 
Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz M-V, Graf-York-
Str. 6, 19061 Schwerin, zu erhalten. Ein Auskunftsersuchen wird rechtzeitig vor 
Baubeginn empfohlen. 
 
Wer Kampfmittel entdeckt, in Besitz hat oder Kenntnis von Lagerstellen derartiger 
Mittel erhält, ist nach § 5 Kampfmittelverordnung verpflichtet, dies unverzüglich den 
örtlichen Ordnungsbehörden anzuzeigen. 
 

4. HINWEISE ZU VERSORGUNGSLEITUNGEN 
 
Im Plangebiet befinden sich Versorgungsleitungen der Medienträger. Diese dürfen 
ohne Zustimmung des Eigentümers nicht überbaut oder umverlegt werden. Es sind die 
üblichen Schutz- und Sicherheitsabstände einzuhalten. Konkrete Angaben machen die 
Versorgungsträger auf Anfrage. Im Bereich von Ver- und Entsorgungsleitungen sind 
bei der Ausführungsplanung und Bauausführung die Vorschriften der 
Versorgungsträger zum Schutz der Leitungen und Kabel zu beachten. 

 
5. GEWÄSSERSCHUTZ 
 
5.1 Jeglicher Umgang mit wassergefährdenden Stoffen hat auf der Grundlage des § 62 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und § 20 Landeswassergesetz M-V (LWaG M-V) so 
zu erfolgen, dass eine Gefährdung des Grund- und Oberflächenwassers nicht zu 
besorgen ist. 

 
5.2 Werden bei der Durchsetzung der Planung Erdaufschlüsse (auch Flächenkollektoren 

oder Erdwärmesonden für Wärmepumpen) notwendig, mit denen unmittelbar bzw. 
mittelbar auf die Bewegung oder die Beschaffenheit des Grundwassers eingewirkt 
wird, sind diese gemäß § 49 Abs. 1 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) einen Monat 
vor Baubeginn bei der unteren Wasserbehörde anzuzeigen. Dies trifft ebenso für 
eventuell notwendige Grundwasserabsenkungen während der Baumaßnahmen zu.  
 

6. AUSGLEICHS- UND ERSATZMAßNAHMEN AUßERHALB DES PLANGEBIETES 
 

 Externe Kompensationsmaßnahme – EM 1 
 
Auf dem 66.607 m² großen Flurstück 104/1 der Flur 1 in der Gemarkung Gallentin sind 
9.341 m² intensiv genutzte Ackerfläche über natürliche Sukzession zu einem 
Gehölzbestand zu entwickeln. Auf 10 % der Sukzessionsfläche sind Initialpflanzungen 
vorzunehmen. Sämtliche Anpflanzungen sind ausschließlich aus einheimischen und 
standortgerechten Laubgehölzen herzustellen. 
 
Folgende Arten und Pflanzqualitäten sind vorzusehen: 
 
Bäume 1. Ordnung als Heister 150/ 175 cm:  
    Stiel-Eiche (Quercus robur). 
 
Bäume 2. Ordnung als leichte Heister 150 /175 cm:  
    Hainbuche (Carpinus betulus), 
    Feld-Ahorn (Acer campestre), 
    Eberesche (Sorbus aucuparia). 
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Sträucher, Höhe 80-100 cm:  
    Schlehe (Prunus spinosa), 
    Hasel (Corylus avellana), 
    Weißdorn (Crataegus monogyna), 
    Hunds-Rose (Rosa canina), 
    Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus), 
    Purgier-Kreuzdorn (Rhamnus cathartica). 
 
Die Pflanzungen sind in artgerechten Pflanzabständen durchzuführen. 
 

7. STÄDTEBAULICHER VERTRAG 
 
Die Gemeinde Bad Kleinen hat in einem Städtebaulichen Vertrag mit dem 
Vorhabenträger die Kostenübernahme zu Aufwendungen für die Erschließung und 
Vorbereitung des Gebietes, für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, für die Belange 
der Bodendenkmalpflege und des Bodenschutzes geregelt. 



 

Satzung über die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14A der Gemeinde 
Bad Kleinen für das Gebiet „Gallentin-Süd“ 

 
Hier: Änderung der Nutzung von Sondergebieten für Ferienhäuser und Beherbergung 

und Infrastruktur in „Allgemeines Wohngebiet“ 
 

 
Planzeichnung 

In der Planzeichnung wird es erforderlich, folgende Änderung vorzunehmen.  

Anstelle der festgesetzten Gebiete SO-FH für Ferienhäuser und SO-B+I für Beherbergung und 
Infrastruktur sind Allgemeine Wohngebiete festzusetzen.  
 
 
Teil B – Text  
 
Von den nach § 4 BauNVO für Allgemeine Wohngebiete zulässigen Nutzungen sollen von 
den ausnahmsweise zulässigen Nutzungen nur Betriebe des Beherbergungsgewerbes und 
sonstige nicht störende Gewerbebetriebe zulässig sein. Anlagen für Verwaltung, 
Gartenbaubetriebe und Tankstellen werden ausgeschlossen.  
 
Somit zulässiger Nutzungskatalog 

(1) Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen.  
(2) Zulässig sind 

1. Wohngebäude, 
2. die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und 

Speisewirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe,  
3. Anlage für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

 
Zu entscheiden wäre die Aufnahme von Festsetzungen nach § 13a BauGB für 
Ferienwohnungen.  
 
Die Festsetzung könnte wie folgt lauten:  
  

 „PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  
 
1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 
ALLGEMEINE WOHNGEBIETE  
(§ 4 BauNVO, § 1 Abs. 5, 6 und 9 BauNVO) 
 

1.1 In den festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind allgemein zulässig: 
- Wohngebäude  
- die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und 

Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe, 
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

 
1.2 In den festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten können Räume oder Gebäude, die 

einem ständig wechselnden Kreis von Gästen gegen Entgelt vorübergehend zur 
Unterkunft zur Verfügung gestellt werden und die zur Begründung einer eigenen 
Häuslichkeit geeignet und bestimmt sind (Ferienwohnungen im Sinne des § 13a 
BauNVO) ausnahmsweise zugelassen werden.  
 

1.3 In den Allgemeinen Wohngebieten sind die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen nach 



§ 4 Abs. 3 BauNVO 
- Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 
- Anlagen für Verwaltungen, 
gemäß § 1 Abs. 6 Ziffer 1 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und somit 
ausgeschlossen.“ 
 

Somit wären von den Ausnahmsweise zulässigen Nutzungen Anlagen für Verwaltung, 
Gartenbaubetriebe und Tankstellen ausgeschlossen.  
 
In der Planzeichnung wären die Gebiete SO-FH, Ferienhausgebiet und SO-B+I, 
Beherbergung und Infrastruktur, durch WA-Gebiete zu ersetzen.  
 
Die Baugebiete wären nach laufender Nummer zu bezeichnen. Es handelt sich dann 
vollständig um WA-Gebiete.  
 
Im Teil B – Text würde an die Stelle der Festsetzungen zu I. 1. zur Art der baulichen 
Nutzung die festgesetzte WA- Nutzung bzw. der Vorschlag dafür treten.  
 
Unter I. 5. Zahl der Wohnungen würde der Bezug auf die Wohnungen je Einzelhaus des 
Allgemeinen Wohngebietes entfallen.    
 
Zu I. 6., hier 6.2 – anstelle der Zulässigkeit von Nebengebäuden mit 15 m² in den SO-
Gebieten würde dies für WA-Gebiete gelten.  
 
Zu I. 6., hier 6.3 – die Zulässigkeit der Garagen und überdachten Stellplätze in 
Ferienhausgebieten war ausgeschlossen. Dies würde dahingehend geändert, dass Garagen 
und überdachte Stellplätze zulässig sind.  
 
Zu I. 6., hier 6.4 – hier bleibt es bei der Zuordnung für das nächstgelegene betreffende WA-
Gebiet bzw. zu den WA-Gebieten.  
 
Zu II. 9. – hier wird anstelle der Ferienhausgebiete Bezug auf das WA-Gebiet genommen.    

 

Anlage 
Plan gemäß bisheriger Satzung (erfährt lediglich Änderungen in Bezug auf die Baugebiete)  
Teil B – Text mit Kennzeichnung der zu ändernden Passagen 
Teil B – Text geändert 
Antrag des Antragstellers vom 16.11.2018 
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